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Zu Margaret Thatchers kommunalen Reformen
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Die schrittweise Reform des Finanzierungssystems der britischen Gemeinden hat 
exemplarischen Charakter für das Regierungshandeln Margaret Thatchers. Diese Reform 
demonstriert die Priorität regierungsamtlicher Ausgabenplanung gegenüber der 
Aufgabenplanung, oder - anders formuliert - der Sparpolitik gegenüber den Imperativen 
des Ausbaus des Wohlfahrtsstaates. Bei der Durchsetzung dieser Priorität wird deutlich, 
wie Margaret Thatcher ihr Verhältnis zu rivalisierenden institutionell verankerten 
Machtträgem definiert. Mit Hilfe einer extensiven Interpretation der allgemein 
akzeptierten Verfassungsdoktrin, die im Parlament die alleinige Quelle von Souveränität 
und damit auch den legitimen Machtträger sieht, können sowohl die Aufgaben der 
kommunalen Ebene entsprechend der Vorgaben der Zentralregierung jeweils neu 
festgelegt werden - bis hin zur Auflösung von für die Aufgabenerledigung gewählter 
Institutionen, als auch die Art und Weise der Aufgabenerfüllung so gestaltet werden (z.B. 
durch Privatisierungen, vgl. Stoker 1988: 173ff.), daß gewählte kommunale Vertretungen 
einen Bedeutungsverlust erleiden. Durch die Aushöhlung autonomer politischer 
Gestaltungsmöglichkeiten der kommunalen Ebene, welcher Aufgaben, vor allem aber die 
Reste einer eigenständigen finanziellen Basis und Steuerhoheit genommen werden, 
enststeht aber kein "schwacher" Staat, sondern ein noch stärker unitarisierter, dem es 
zudem an demokratischer "Responsivität" (Uppendahl /  Klee /  Popp 1988) auf lokaler 
Ebene mangelt.

Nachdem Margaret Thatcher so den Stab über die Leistungsfähigkeit der Kommunen 
gebrochen hat, besteht zunächst einmal für die Zentralregierung eine gewisse Verantwor­
tung, in die von ihr selbst geschlagene Bresche zu springen. Auf diese Weise entstehenden 
Verpflichtungen entzieht sich die Regierung Thatcher durch eine auch auf anderen
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Politikfeldern angewandte Doppelstrategie: Einerseits werden eine Reihe früherer 
Aufgaben des Staates auf kommunaler Ebene, wie z.B. der Wohnungsbau, als von ihrer 
Natur her ureigene Tätigkeitsfelder des Privatsektors definiert, bzw. dem Zugriff der 
Marktkräfte ausgesetzt. Seit dem 1. August 1989 besteht eine vom zuständigen Londoner 
Ministerium überwachte Ausschreibungspflicht für lokale Dienstleistungen ("compulsory 
competitive tendering") (zum Hintergrund der Debatte vgl. Ascher 1987; zu den jüngsten 
Erfahrungen mit CCT: The Economist, 9.9.89: 4lf.) Andererseits suchte die Regierung 
ihren machtpolitischen Zugriff hinter paragouvemementalen Organisationen, den 
sogenannten Quangos (quasi non-govemmental organizations), wie z.B. den für die 
Stadtplanung mitverantwortlichen Urban Development Corporations zu verbergen.

I. Das Anwachsen kommunaler Aufgaben

Nach dem II. Weltkrieg setzte die neugewählte Labour-Regierung rasch die auf einem 
Allparteienkonsens der Kriegskoalition beruhende Planung des Sozialstaats (Stichwort: 
Beveridge Report) in die Praxis um. Zwar hatten im Unterschied zum Education Act des 
Jahres 1944 wichtige andere sozialpolitische Gesetzgebungswerke, wie der National 
Insurance Act und der National Health Service Act des Jahres 1946, zunächst nur die 
Übernahme von mehr gesellschaftlicher Verantwortung und eine damit verbundene 
Ausweitung der administrativen und finanziellen Verpflichtungen auf der zentralstaatli­
chen Ebene zur Folge. Doch schon das ehrgeizige Wohnungsbauprogramm Macmillans 
brachte in den fünfziger Jahren eine erneute Ausweitung der administrativen Aufgaben der 
Kommunen mit sich (Stoker 1988: 6ff.). Die neue Sozialgesetzgebung verpflichtete diese 
in der Folgezeit zudem zur Wahrnehmung einer Reihe personenbezogener sozialer 
Dienstleistungen, die sich auf Hilfen bei in der Öffentlichkeit zunehmend beachteten 
Problemen, wie zerrüttete Ehen, vernachlässigte Kinder, Alkoholismus oder Drogensucht 
beziehen. Im höchsten Maße belastend für die Gemeindebudgets wirkte sich der Ausbau 
des Bildungswesens in den 60er und 70er Jahren aus. Die Gemeinden wurden indirekt 
sogar zur Finanzierung des eigentlich außerhalb ihrer Verantwortung liegenden tertiären 
Sektors des Bildungswesens, sieht man einmal von der zeitweiligen Gemeindehoheit über 
die erst 1969 gegründeten Polytechnics (eine Art technischer Hochschulen) ab, herangezo­
gen. Für die Gemeinden besteht noch (eine Umstellung auf Darlehen ist in Vorbereitung)
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Tabelle 15: Laufende Ausgaben der Lokalbehörden in

(ausgewählte Jahre)

Großbritannien 1960-1980

I960 1965 1970 1975 1980
in v. H. in v. H. in v H. in v. H. in v. H.

Z iv ilverte id igung  
S traßen  u. öff. B eleucht. 
A rbe itsnach  weise  
L andw irtscha ft 
W ohnungsw esen  
U m w eltbezogene D ienstleist. : 
Kanalisation u. Ab was serbes. 
Müllabfuhr
öffentl Gesundheitsdienste 
Landentwäs. u. Küstenschutz 
Parks. Spielplätze etc.
Stadt- und Landesplanung 
Bibliotheken. Museen. Künste 
Polizei
Justizverwaltung
Feuerwehr
Soziale Dienstleistungen: 
Erziehung
Nation. Gesundheitsd.1* 
personenbez. soz. Dietisti.1* 
Schulmahlz. u. Schulmilch 
Steuereinzug
Urkunden. Registrierungen. Pline 
Friedhöfe
Allgemeine Verwaltung 
Finanzhilfen
Lfd. personenbez, Zuweisungen
Stipendien
Wohnungsgeld
Schuldendienst:
Air Darlehen d. Zentralreg. 
fÖr andere Darlehen

0.3 0.4 _ _ _
7.7 6.8 5.2 4.5 4.3
— 0.2 0.2 0.3 0.2
0.2 0.1 — — —

— — 0.1 0.3 0.4

4,7 2.5 1.1 0.1 0,1
— 2.3 2.2 2,2 2,4
1.1 1.0 1.0 1.1 1.1
0.5 0.5 0,3 0,3 0,3
— 1.8 1.5 13 2,1
2,3 0.7 0,4 1,0 1.0
13 13 13 13 1,4
6.6 6.6 7,0 6.4 7.7
0.6 0.7 0,9 0.6 0.8
1.6 1.6 13 1.6 1.7

38.3 36.6 34.0 37.0 343
4.1 4,0 2.5 — —

2.8 2.9 4.5 7,0 7.9
3 3 3.0 2.6 2.8 1,9
0.6 0.5 0.5 0.5 0.6
— 0.2 0 3 0 3 0.1
— 0 3 0 3 0 3 0 3
3.6 2,2 1.4 2.8 2,0
1.7 2.7 2.4 3.5 3.9

2.3 3.1 3 3 2 3 3.4
— — — 0.8 0.9

6.9 4.9 7.0 6.8 63
9.6 3.2 14.8 11.2 10.4

Gesamte laufende Ausgaben 100 100 100 100 100

1 Änderung der Abgrenzung 1969.

Quelle: Th. Köster: Die Entwicklung kommunaler Finanzsysteme am Beispiel 
Großbritanniens. Frankreichs und Deutschlands 1790-1980. Berlin 
1984. S. 89.
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die Verpflichtung, die Stipendien für die aus ihrem Einzugsgebiet kommenden Studieren­
den zu tragen. Einzig der National Health Service mit seiner nach den Reformen der 
Jahre 1974 und 1982 eher noch eigenständiger gewordenen Struktur verursachte im Bezug 
auf seine lokale Komponente, wenig administrative Kosten für die Gemeinden - ja im 
Gegenteil: Die Reform des Jahres 1974 beseitigte sogar noch bestehende finanzielle 
Verpflichtungen der Gemeinden für die örtlichen Gesundheitsämter.

Die relative finanzielle Belastung der Gemeindeetats (vgl. Tabelle 15) erwies sich als am 
höchsten im Bereich Erziehungswesen, das zwischen 196o und 198o jeweils mehr als ein 
Drittel der Gesamtsausgaben der Gemeinden ausmachte. Der zweitgrößte Ausgabenposten 
war 1980 derjenige für personenbezogene soziale Dienstleistungen - vernachlässigt man 
einmal den 1980 bereits auf 17% der Gesamtausgaben angewachsenen Schuldendienst der 
Gemeinden. Mit einem Anteil von 7,9% der Gesamtausgaben hat sich das Gewicht dieses 
Ausgabenpostens seit den 60er Jahren verdoppelt. Etwa so hoch wie die Ausgaben für die 
personenbezogenen Dienstleistungen waren diejenigen für die Polizei. Die Ausgaben für 
das Wohnungswesen, die sich aus den Kosten für den Erhalt der Wohnungssubstanz der 
Sozialwohnungen ergaben, blieben mit einem Anteil von kontinuierlich weniger als einem 
halben Prozent der Gesamtausgaben vergleichsweise gering. II.

II. Die Finanzierungsprobleme der 70er Jahre

Die Finanzierung der Gemeindeaufgaben schien bis in die Mitte der 7oer Jahre gesichert 
und wurde bis zu diesem Zeitpunkt nicht als kontroverses politisches Problem gesehen. 
Zwar sollte mit den Kommunalreformen in England und Wales 1974 und Schottland 1975 
auch eine höhere Effizienz der Verwaltungsorganisation erreicht werden, ein explizites 
Sparziel stand bei diesen Reformen aber nicht im Vordergrund. Vielmehr ging es darum, 
mit der Verwaltungsstrukturreform, die die Zahl der Kommunalbehörden um etwa zwei 
Drittel reduzierte, die Transparenz kommunaler Entscheidungsprozesse zu erhöhen und 
die Partizipationsbereitschaft der Bürger zu fördern. Deutlich läßt sich diese Absicht auch
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an dem Einsetzen von fünf Verwaltungsombudsleuten, drei für England und je einen für 
Schottland und Wales, ablesen (Uppendahl 1981).

Die Ölkrise 1974 und die von ihr verursachte Verschlechterung der gesamtwirtschaftlichen 
Lage bewirkten einen Prozeß des Umdenkens der Zentralregierungen gegenüber der 
Ausgabenpraxis der Kommunalverwaltungen. Die gefährdete Preisstabilität, 1974 wurde 
die Inflationsrate mit 16,1% erstmals zweistellig, 1975 erreichte sie 24,2% und 1976 lag sie 
bei 16,5%, zwang die amtierende Labour Regierung zu einem restriktiveren finanzpoliti­
schen Kurs, zumal auch der internationale Druck auf die britische Regierung wuchs, einen 
Beitrag zur Bekämpfung der sprichwörtlich gewordenen "britischen Krankheit" zu leisten. 
Mit der Inanspruchnahme eines Kredits des Internationalen Währungsfonds 1976 zur 
Stabilisierung des Pfund-Kurses verpflichtete sich die Regierung Callaghan, durch eine 
Politik der Ausgabenkürzungen zur Inflationsbekämpfung beizutragen. Nun geriet erstmals 
auch die Frage der systematischen Begrenzung des auf ein Viertel der Staatsausgaben 
angewachsenen Anteils der Gemeindeausgaben ins Blickfeld der finanzpolitischen 
Strategien der Zentralregierung.

Der begehrliche Blick der Zentralregierung richtete sich zunächst auf die ständig 
wachsende Summe der Zuschüsse, der sogenannten "grants”, an die Kommunalver­
waltungen. Diese machen gegenwärtig in England durchschnittlich 44%, in Wales 
durchschnittlich 65% und in Schottland durchschnittlich 55% der Gemeindeeinnahmen 
aus. Aus Sicht der Zentralregierung waren die zweckgebundenen Zuweisungen, die den 
kleineren Teil der grants ausmachen, wie specific grants vor allem zur Mitfinanzierung der 
Polizei und supplementary grants zur Unterstützung traditioneller Gemeindeaufgaben, wie 
des Personennahverkehrs, eher unproblematisch. Ähnlich unumstritten waren die von 
London gewährten Zuschüsse zur Senkung der Gemeindesteuern auf Immobilienbesitz, 
der "rates", gezahlt als "domestic rate relief grant".

Ansatzpunkt für die Eindämmung des Wachstums der Gemeindeausgaben sollten die 
Globalzuschüsse, die block grants sein, die etwa zwei Drittel der Gesamtzuschüsse 
ausmachen. Block grants werden unter der allgemeinen Vorgabe gewährt, daß sie die 
Finanzierungslücke zwischen dem lokalen Bedarf und den tatsächlichen Gemeindeeinnah­
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men aus lokalen Steuern, Mieten, Gebühren und den besonderen Zuschüssen schließen 
sollen. In den siebziger Jahren bevorzugte die Berechnung des Bedarfselements unter 
Zugrundelegen der Ausgaben des Vorjahres die ausgabenfreudigen Gemeinden und löste 
eher eine Neigung zu Mehrausgaben als sparsame Politik aus. Alle Versuche der 
Zentralregierung, den Gemeinden durch alternative Berechnungsmethoden des 
Bedarfselements ein dekrementalistisches cut-back management nahezubringen, 
scheiterten am Festhalten der Gemeinden an ihrem Besitzstand. Auch das Bemühen der 
Labour Regierung Callaghan angesichts ihrer Finanzsorgen, mit den Spitzenverbänden der 
Kommunalverwaltungen, in denen Labour-Lokalpolitiker teilweise eine dominierende 
Rolle spielten, ins Gespräch zu kommen, erbrachte keine größeren Sparerfolge. Letztlich 
blieb der Labour-Regierung nur noch der vorsichtige Versuch, globale Ausgabenbegren­
zungen für den Kommunalbereich zu formulieren und einige Zuschüsse zu kürzen.

III. Das Finanzierungsproblem aus der Sicht der Regierung Thatcher

Mit dem Wahlsieg der Konservativen Partei unter Margaret Thatcher im Jahre 1979 erhielt 
die gesamtwirtschaftliche Strategie der Sparpolitik eine neue Dimension, die auch bei der 
Umsetzung dieser Strategie auf die lokale Ebene neue Akzente setzte. Erstens war die 
Sparpolitik der neuen Regierung im Unterschied zur restriktiver gewordenen Finanzpolitik 
der Labour-Regierungen nicht pragmatisch, sondern ideologisch motiviert. Die 
Inflationsbekämpfung und als deren Voraussetzung das Eindämmen der umlaufenden 
Geldmenge, unter anderem durch Ausgabendisziplin, war ein zentrales Anliegen der sich 
nun durchsetzenden Wirtschaftspolitik ausmonetaristischer Überzeugung. Zweitens 
interpretierte die neue Regierung - in vielen Fällen sicherlich nicht zu Unrecht - den 
Widerstand von Kommunalverwaltungen gegen die Einsparpolitik der Zentralregierung 
als Form des politisch motivierten Aufbegehrens mit einer Zielsetzung, die weit über die 
Sorge um die finanzielle Handlungsfähigkeit der jeweiligen Gemeinde hinausging. Das 
Paradebeispiel einer solchen Verweigerungshaltung hatte die Regierung Thatcher 
sozusagen täglich vor Augen, den von Ken Livingstone geführten Londoner Stadtrat, den 
Greater London Council, dessen anti-Thatcher Transparente am Rathaus, das am anderen 
Themse-Ufer direkt gegenüber dem Parlamemt lag, angebracht waren. Aus der Sicht der 
Repräsentanten des Greater London Council und ähnlich denkender Kommunalpolitiker
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des linken Flügels der Labour Party, vor allem in den Großstädten, bot die Kommunalpoli­
tik der Opposition die einzige Chance, in den achtziger Jahren in ihrem Sinne die 
Entwicklung des Landes zu beeinflussen. Die Politik des local socialism (Gyford 1985; 
Stoker 1988: 192ff.), wie sie heute noch von einer Reihe Labour-beherrschter Stadträte 
verfolgt wird, hat viele Gesichter. Ihr gemeinsamer Nenner ist der mit unterschiedlicher 
Radikalität unternommene Versuch einer Umorientierung lokaler Politik in einen 
Freiraum für Gesellschaftsreform. Im einzelnen bedeutete dies u.a.:
a) eine Neuorientierung der Politik der Wirtschaftsförderung (Spies 1988). Mit der 

Einrichtung von "enterprise boards", die über die Mittel zur Investition in 
bestehende oder neuzugründende Unternehmen verfügen, soll eine soziale 
Kontrolle des Verhaltens der geförderten Firmen im lokalen Bereich gewährleistet 
bleiben. Die "boards" schließen sogenannte "Planungsabkommen" mit den 
Unternehmen, an deren Zustandekommen auch die Gewerkschaften beteiligt sind. 
Diese Planungsabkommen werden in erster Linie dafür eingesetzt, die sozialpoliti­
schen Ziele des local socialism für die Unternehmen verbindlich zu machen.

b) eine Politik der Förderung der "minorities", also der Farbigen, der Frauen und der 
Homosexuellen.

c) z.T. griffen linke Labour-Stadträte auch eher außenpolitische Themen auf, wie die 
amerikanische Invasion Grenadas oder den Nordirlandkonflikt, bzw. sie erklärten 
ihre Städte zu atomwaffenfreien Zonen.

Der Kampf um die Gemeinden war für die Regierung Thatcher so auch eine Auseinander­
setzung mit dem politischen Gegner und einem von der Regierung grundsätzlich 
abgelehnten Gesellschaftsmodell.

Als dritter neuer Akzent der Politik der Zentralregierung gegenüber den Kommunen nach 
1979 ist hervorzuheben, daß diese grundsätzliche Zweifel über die bisher unreflektiert 
tradierte Arbeitsteilung zwischen Markt und Staat auf lokaler Ebene hegt. Die Regierung 
Thatcher sähe gerne viele der wohlfahrtsstaatlichen Errungenschaften, sofern sie diese 
nicht ohnehin für wenig nützlich hält, dem Bereich der öffentlichen, also auch kommunalen 
Verantwortung entzogen und plädiert für deren Übertragung an private Gesellschaften 
oder den einzelnen Bürger. Um Reorganisation im Sinne der Stärkung der Marktkräfte 
bemüht man sich in den kommunalen Aufgabenbereichen Erziehungswesen und Wohnen,
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sowie auf dem Felde der Stadtemeuerung und Stadtentwicklung (ausführlicher Sturm 
1990). Das generelle Argument der Regierung Thatcher für eine solche Politik lautet, daß 
die Betroffenen, seien es die Eltern und Lehrer, die Mieter und Wohnungsbaugesellschaf­
ten oder im Falle der Stadtentwicklung, die Unternehmen, weit kompetenter als lokale 
Bürokratien seien. Um die Kompetenzvermutung zugunsten der Privatinitiative wirksam 
werden zu lasssen, scheute sich die Regierung nicht, die Regeln bei Abstimmungen über 
Privatisierungsinitiativen im Erziehungs- und Wohnungswesen in ihrem Sinne zu 
definieren. Allen Betroffenen, die sich bei Abstimmungen nicht beteiligen, unterstellen die 
gesetzlich verankerten Entscheidungsregeln die Zustimmung zu den Absichten der 
Regierung, wodurch sich Mehrheiten von unter 5o% der Abstimmungsberechtigten 
automatisch in Minderheiten verwandeln (mit Beispielen: The Economist, 19.11.88: 40).

Gleich nach ihrem Wahlsieg von 1979 räumte die Regierung Thatcher Bewohnern von 
Sozialwohnungen das Recht ein, die von ihnen bewohnten Gebäude zu erwerben. Bis 1987 
wurde ca. 1 Million der etwa 7 Millionen Sozialwohnungen verkauft. Bis zum Ende des 
Jahrtausends hofft die Regierung auf den Verkauf einer weiteren Million Wohnungen. 
Daneben hat sie sich, allerdings bisher mit weniger Erfolg, darum bemüht, den privaten 
Wohnungsbau anzukurbeln. Erst in jüngster Zeit gibt es mit der Freigabe der Mieten für 
Neubauten stärkere Gewinnanreize im Wohnungssektor. Die Regierung plant in den 
nächsten Jahren, die bestehenden Sozialwohnungen schrittweise aus der Verantwortung 
der Gemeinden zu lösen und sie privaten Wohnungsbaugesellschaften bzw. Mieterverei­
nigungen zu übertragen, wobei den bisherigen Mietern ein gewisses Mitspracherecht bei 
der Wahl des neuen Vermieters gewährt werden soll.

Im Erziehungswesen ist sowohl durch die Einrichtung von City Technology Colleges, die 
direkt dem Londoner Erziehungsministerium unterstellt wurden, wie auch durch die 
Vereinheitlichung des Curriculums für den Schulbetrieb eine starke Zentralisierung der 
Aufgabenverteilung zur Entmachtung der lokalen Oberaufsicht über das Erziehungswesen 
durchgesetzt worden. Die Rolle der Kommunen in diesem Politikbereich soll künftig auch 
dadurch verringert werden, daß das Management der Schulbudgets von den lokalen 
Erziehungsbehörden direkt auf die Schulleitungen übergeht. Die Auflösung der 
Schulbehörde für die Londoner Innenstadt, die Inner London Education Authority ist für
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1990 vorgesehen. Neben der Wahlmöglichkeit, die die Eltern durch das Privatschulsystem 
haben, wurde ihnen durch eine gesetzliche Neuregelung die Möglichkeit zur eigenständi­
gen Entscheidung für die für ihre Kinder geeignetste Schule eingeräumt. Dies ist eine 
zusätzliche Gelegenheit, um Präferenzen zu artikulieren, Präferenzen, auf die die Schulen 
im Rahmen ihrer neugewonnenen Budgetautonomie marktwirtschaftlich reagieren sollen. 
Den Gemeinden genommen wurde ihre Zuständigkeit für die Polytechnics, die einen - 
anderen Universitäten vergleichbaren - Status erhielten.

Die Initiativen der Regierung Thatcher zur Stadtemeuerung (Robson 1988: 96ff.; Sturm 
1990a), die vor allem durch die Revolten in den britischen Innenstädten im Jahre 1981 
ausgelöst wurden, binden die Kommunalverwaltungen immer weniger ein. Innenstadtpro­
gramme, die auf einer finanziellen Partnerschaft von Zentralregierung und Kommunen 
beruhen, haben zunehmend an Bedeutung verloren. Die Dynamik der Stadtentwicklung 
entfaltet sich heute zu einem wichtigen Teil ohne die Mitsprache der gewählten 
kommunalen Repräsentanten. In 27 Freien Produktionszonen wurde die Entwicklung der 
Innenstädte quasi dem Untemehmergeist überlassen. Von London aus entschieden wurde, 
nach dem Vorbild der als besonders erfolgreich angesehenen London Docklands 
Development Corporation im Londoner East End, verschiedene städtische Agglomeratio­
nen mit Stadtentwicklungsbehörden auszustatten, den Urban Development Corporations. 
Dies sind von der Regierung ernannte Aufsichtsbehörden zur Überwachung der 
Stadterneuerung. Ihre Befugnisse umfassen zum einen die Möglichkeit, Land zu kaufen 
und zu verkaufen, wofür die Zentralregierung spezielle Zuschüsse bereithält, und zum 
anderen haben diese Behörden die Oberhoheit für die Stadtplanung in ihrem Bereich 
(Batley 1989).

IV. Die Finanzreformen der 80er Jahre

Diese hier in drei Punkten skizzierte neue Sichtweise der Regierung Thatcher, bezüglich 
der Notwendigkeit und Möglichkeit von Einsparungen im kommunalen Bereich, des 
Ideologiecharakters der Opposition gegen eine solche Politik und der angestrebten neuen, 
verringerten Aufgabenstellung kommunaler Verwaltungen, erklärt die Entschlossenheit, 
mit der die Regierung Thatcher seit 1979 die Gemeindefinanzreform vorantreibt. Mit
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dieser Entschlossenheit verband sich aber nicht notwendigerweise ein Handeln auf der 
Grundlage fertiger Konzepte. Reformansätze wurden ad hoc formuliert und ausgestaltet 
und inkremental implementiert, aber im Hinblick auf das Durchsetzen der weitergehenden 
Ziele der Regierung Thatcher sollte man die gegenseitige Verstärkungswirkung 
unterschiedlicher Initiativen nicht unterschätzen. Radikal brach die Regierung hingegen 
mit den traditionellen Verhandlungsstrukturen zwischen der Zentralregierung und den 
kommunalen Spitzenverbänden. Bargaining und Konsensbildung wurden als Mittel der 
Durchsetzung politischer Vorgaben ersetzt durch zunehmende Verrechtlichung 
(Leach/Stoker 1988).

Mit dem Local Government Act von 1980 wurde als wirksamer Kontrollmechanismus für 
die Ausgabenpolitik der Gemeinden ein revidiertes Block Grant-System eingeführt. Der 
zuständige Minister, der Secretary of State for the Environment, schätzte nun die Höhe der 
adäquaten Zuschußsumme aus dem Staatshaushalt für die Kommunalverwaltungen nach 
einem Berechnungsverfahren, das die unterschiedlichen Aufgaben dieser Gremien und das 
lokale Steueraufkommen berücksichtigte. Für die konservative Regierung war der 
entscheidende Aspekt dieser Rechenoperation die Tatsache, daß diese es ihr erlaubte, jene 
Kommunalverwaltungen zu identifizieren, welche - gemessen an den Regierungsvorgaben - 
zu hohe Ausgaben tätigten. Diese konnten dann durch die Reduktion der Zuschußsumme 
"bestraft" werden.

Die betroffenen Gemeinden versuchten als Reaktion auf das Gesetz von 1980 und die 
damit verbundenen Mittelkürzungen zur Wiederherstellung ihrer Finanzkraft auf eine 
Erhöhung der lokalen Steuern, der "rates", auszuweichen. Die Zentralregierung antwortete 
in einem ersten Schritt mit dem Local Government Finance Act von 1982, der den 
Kommunalverwaltungen verwehrte, auftretende Haushaltslücken durch Ergänzungszahlun­
gen zu den lokalen Steuern, also durch das Erheben von sogenannten "supplementary 
rates", zu stopfen. Der zweite Schritt zur Bekämpfung des - aus der Sicht Londons - 
Mißbrauchs lokaler Steuern folgte 1984 nach dem zweiten Wahlsieg der Konservativen. 
Mit dem Rates Act (Jackman 1984) sprach sich die Zentralregierung nun das Recht zu, 
nicht nur die angemessene Höhe ihrer Zuschüsse, sondern auch die angemessene Höhe der 
lokalen Steuern zu kontrollieren. Auf nach ihrer Ansicht zu hohe Rates kann die
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Regierung nun mit der bindenden Aufforderung an die Kommunen zur Minderung ihrer 
lokalen Steuersätze, dem sogenannten "rate-capping", reagieren. Eine weitere Entlastung 
in der Auseinandersetzung über die Ausgabenfreude der Gemeinden und eine Verringe­
rung des Widerstandspotentials gegen die neuen Gesetze wurde 1986 erreicht: durch die 
gegen die Wünsche der Betroffenen durchgesetzte Auflösung des Londoner Stadtrates (bei 
Umfragen sprachen sich 70% aller Londoner für die Beibehaltung des Greater London 
Council aus, Hillyard/Percy-Smith 1988:76) und der sechs Räte der englischen Großstad­
tagglomerationen (Metropolitan Counties: Tyne and Wear, Greater Manchester, West 
Yorkshire, South Yorkshire, Merseyside und West Midlands) (King 1989).

Damit war der Grundsatzkonflikt mit einer Reihe von Gemeinden über eine angemessene 
Finanzausstattung keineswegs gelöst. Einige, der extremste Fall ist hier wohl Liverpool, 
wirtschafteten ihre Kommunen durch Budgetierungstricks, wie das Hantieren mit 
Rücklagen und Krediten, und Haushaltsüberschreitungen an den Rand des Bankrotts, die 
meisten anderen nutzten die Methode des "creative accounting" zum Erhalt von 
Handlungsspielräumen bei den laufenden Ausgaben, was aber zu einer Strukturverschie­
bung bei den kommunalen Haushalten führte. Die Gemeinden vernachlässigten die 
kommunale Investitionstätigkeit und wurden de facto stärker für staatliche Dienstleistun­
gen herangezogen, da die Londoner Zuschüsse im früher üblichen Maße ausblieben 
(Leach/Stoker 1988:101ff.). Dies allein erklärt aber nicht die neue radikale Wende, die die 
britische Gemeindefinanzreform nach dem dritten Wahlsieg der Konservativen unter 
Margaret Thatcher 1987 nahm. Eine Rolle spielte für die Wahl der nun - auch gegen den 
heftigen Widerstand großer Teile der eigenen Partei - gefundenen und durchgesetzten 
Strategie nicht zuletzt deren Paßform mit Margaret Thatchers Grundgedanken der 
Notwendigkeit eines stärker eigenverantwortlichen Handelns des Einzelnen und das von 
ihr gesehene Erfordernis, die "übertriebene" Inanspruchnahme wohlhabenderer Bürger zur 
Begleichung von Allgemeinkosten zu beenden. Hinzu kamen aktuelle Handlungszwänge 
für die Regierung, die sich aus der Tatsache ergaben, daß die in England anstehende 
Neubewertung des Immobilienbesitzes zur Festlegung der Höhe der Rates zu einer 
Mehrbelastung der Wählerklientel der Konservativen Partei geführt hätte. Entsprechend 
negative Reaktionen auf die Revision der Rates in Schottland 1985 hatten die Regierung 
vorgewarnt (Gibson 1989: 334ff.).
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Der leidige Streit um die Begrenzung kommunaler Ausgaben soll dadurch zukünftig seine 
Brisanz verlieren, daß von der Entscheidung über die Gemeindesteuern alle Bürger 
gleichermaßen betroffen sind. Um dies zu erreichen, werden die nur auf Immobilienbesitz 
erhobenen Rates ersetzt durch eine für alle Bürger gleiche pro-Kopf-Steuer (community 
charge oder auch Poll Tax, also Wahlregistersteuer, genannt). Das Argument der 
Regierung lautet, daß nur solange die weniger Wohlhabenden nicht auch bzw. nicht im 
gleichen Maße für eine Gemeindesteuer herangezogen werden, diese für höhere Ausgaben 
und damit verbunden höhere Steuern eintreten, bzw. Vertreter in die kommunalen Räte 
wählen, die unverantwortliche Verpflichtungen eingehen. Die Poll Tax mache jeden Bürger 
für den angerichteten Schaden haftbar, was zu einer entsprechend angepaßten Wahlent­
scheidung und insgesamt zu einer sparsameren Haushaltsgestaltung führe. Selbst im 
Rahmen dieser Argumentation wurden Einwände gegen die neue Konzeption lokaler 
Besteuerung erhoben. G.W. Jones (1989: 246) hat errechnet, daß beispielsweise das 
Überschreiten der von der Regierung erwarteten Ausgabenbegrenzungen durch eine 
Kommunalverwaltung um 1% eine 4%ige Erhöhung der Poll Tax nach sich ziehen würde, 
was bedeutet, daß dem im Sinne der Regierung Thatcher rational entscheidenden Bürger 
eine weit größere Ausgabenerhöhung vorgespiegelt würde als die tatsächlich erforderliche.

Die Konsequenzen des ab 1989 in Schottland (Midwinter/Banley 1989) und 1990 in 
England und Wales auf kommunaler Ebene schrittweise eingeführten neuen Steuersystems 
gehen allerdings über solche Verzerrungseffekte weit hinaus (Oppenheim 1987; 
Bailey/Paddison 1988):
a) Das Zuschußelement und damit das Element direkter zentralstaatlicher Kontrolle 

der Gemeindefinanzierung wächst beträchtlich. Betrug es in England nach dem 
gegenwärtigen System 44% (Wales 65% und Schottland 55%), so soll es in der 
Zukunft 75% (in Wales: 85% und in Schottland 80%) betragen.

b) Der Wechsel im Steuersystem benachteiligt die unteren Einkommen. Während 
gemessen an den früheren Rates-Abgaben die Benachteiligung bei den untersten 
Einkommen durch Rabatte bei der Poll Tax vermieden wird, trifft sie die Familien 
mit mehr als 50 Pfund Wocheneinkommen als neuer Kostenfaktor. Demgegenüber 
bedeutet der Wechsel im Steuersystem für höhere Einkommen ab 150 Pfund eine
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Steuererspamis, die mit höherem Einkommen immer stärker zu Buche schlägt (The 
Economist, 1.2.86: 22). Mit dem Wechsel von den Rates zur Poll Tax ist also eine 
Einkommensumverteilung verbunden. Die Schätzungen über die voraussichtliche 
absolute Höhe der zunächst noch für eine Übergangszeit von der Zentralregie­
rung subventionierten Poll Tax reichen von 642 Pfund im Jahr pro Person im 
Londoner Stadteil Haringey bis zu 148 Pfund für den Londoner Stadteil Wands­
worth. Im erstgenannten Gebiet bedeutet dies, daß ein Vier-Personen-Haushalt mit 
durchschnittlichem Einkommen ungefähr ein Viertel des Jahreseinkommens eines 
der Erwachsenen als Gemeindesteuer abführen muß (so: The Economist, 22.7.89: 
29). Bisher liegen keine Berechnungen über die Konsequenzen für die Mobilität der 
Bevölkerung vor, die durch das starke Gefälle bei der Höhe der Poll Tax in den 
einzelnen Gemeinden auf die eine oder andere Weise (eher bleiben bei niedrigen 
Steuern, wegziehen bei hohen) sicherlich beeinflußt werden dürfte,

c) Großbritannien kennt keine Einwohnermeldeämter. Die Einführung einer Kopf- 
Steuer erfordert aber das Erfassen aller Bürger an ihrem Wohnort. Hierfür sind 
zunächst ein Abfragen bestimmter Haushalte und ein Wahlregisterabgleich 
vorgesehen. Die Schwierigkeiten und bürokratischen Probleme, die dieses System 
aufwerfen wird, sind vorauszusehen. Kritik wurde aber vor allem daran geübt, daß 
diejenigen, die sich der Kopf-Steuer entziehen, weil sie ihre Finanzkraft übersteigt, 
es auch nicht riskieren können, zur Wahl zu gehen, wo sie als Steuerbürger erfaßt 
würden. Die These, die in diesem Zusammenhang formuliert wurde lautet, daß die 
Poll Tax den Ärmeren auf indirektem Wege das Wahlrecht nimmt.

Neben der Poll Tax wird eine national einheitliche Unternehmensbesteuerung auf lokaler 
Ebene, die uniform business rate eingeführt, die die früher der Höhe nach von den 
Gemeinden festgelegten non-domestic rates ablöst. Damit wird den Gemeinden auch die 
"weiche Option" der Erhöhung lokaler Untemehmenssteuem als Ersatz für ein Anheben 
der Poll Tax genommen. Verwaltet wird die business rate weiterhin lokal, die entstehenden 
Einnahmen werden aber dann zentral zusammengeführt und an die Kommunen 
entsprechend ihrer Bevölkerungszahl neu verteilt.

Weiterhin von großer, ja gewachsener Bedeutung, werden für die Gemeindefinanzen die
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Zuschüsse der Zentralregierung sein. Geplant ist für jede Kommunalverwaltung eine 
Zuschußsumme, die sich an der Einwohnerzahl orientiert, der sogenannte "standard grant". 
Daneben wird die Zentralregierung die speziellen Bedürfnisse jeder Kommunalverwaltung 
gesondert prüfen und entsprechend ihres politischen Urteils jeweils unterschiedliche, 
diesen Bedürfnissen entsprechende Zuschüsse leisten, die sogenannten "needs grants".

V. "No representation without taxation" ?

Wie erfolgreich eine solche Politik, beispielsweise im Sinne der von der Regierung 
angestrebten Ausgabenkontrolle sein wird, wird die Zukunft weisen. Rhodes (1988: 252) 
erwartet als Folge der zunehmenden Zentralisierung politischer Entscheidungen, die 
früher ureigene Angelegenheiten der Kommunen berührten, ein in der Tendenz 
komplexes, unklares, deshalb wenig stabiles und auch wegen seiner mangelnden 
Effektivität dauernd reformbedürftiges System der Beziehungen zwischen der lokalen 
Ebene und London. Die Anpassung der Gemeindefinanzen, so Rhodes, an gesamtstaatli­
che ökonomische Steuerungsimperative verhindere den notwendigen flexiblen Interessen­
ausgleich zwischen den unterschiedlichen Ebenen staatlicher Politik. Die grundsätzliche 
Frage nach dem Sinn subnationaler Repräsentation ohne ein angemessenes Maß 
finanzieller Autonomie stellt sich angesichts der von Margaret Thatcher durchgesetzten 
kommunalen Reformen in aller Schärfe, zumal in Großbritannien im Unterschied 
beispielsweise zur Bundesrepublik, die Ebene der Gemeinden die einzige Chance 
demokratischer Mitwirkung außerhalb der gesamtstaatlichen Ebene bildet.

Erstmals nach dem II. Weltkrieg werden heute die Kommunalverwaltungen in einen 
Zangengriff genommen. Ihre Aufgaben wurden stärker als jemals zuvor eingeschränkt, und 
die Kontrolle über die Erfüllung der verbliebenen Aufgaben wurde verschärft. Hinzu 
kommen Regierungsinitiativen zur "Entpolitisierung" der Gemeindevertretungen. Section 
27 des Local Government Acts von 1988 verbietet den gewählten Räten, öffentlich zu 
parteipolitisch kontroversen nationalen politischen Themen Stellung zu beziehen. Der 
Empfehlung eines von der Regierung eingesetzten Ausschusses unter dem Juristen David 
Widdicombe, der sich mit dem "Mißbrauch" kommunalpolitischer Ämter befaßte, folgend 
wurde 1989 ein Gesetzesvorhaben auf den Weg gebracht, das für die Räte folgende
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Verhaltensmaßregeln vorsieht (The Economist, 4.2.89:31):
a) Sie müssen Ratgeber beschäftigen, die ihnen Auskunft darüber geben, ob ihr 

Verhalten angemessen bzw. legal ist.
b) Kommunalbeamte, die mehr als 13 500 Pfund jährlich verdienen, dürfen kein 

politisches Amt als Ratsherr einer anderen Gemeindevertretung wahmehmen. Dies 
richtet sich gegen die finanzielle Absicherung von Ratsherrn durch Jobs bei 
freundlich gesinnten Nachbargemeinden.

c) Die Diäten für Ratsherrn sollen durch einen (verringerten) Festbetrag abgedeckt 
werden und sich nicht mehr an der Häufigkeit der Teilnahme bei Sitzungen 
orientieren. Damit soll vermieden werden, daß Ratsherrn sich bereits durch ihre 
Diäten einen - allerdings bestenfalls bescheidenen - Lebensunterhalt als 
Berufspolitiker sichern können, wie Ken Livingstone dies als Vorsitzender des 
Greater London Council tat.

d) Die Räte müssen Register der Finanzinteressen ihrer Mitglieder erstellen, ähnlich 
der Praxis des Unterhauses. Aber Unterhausabgeordnete können entsprechende 
Auskünfte verweigern, während Ratsherrn, die Auskünfte verweigern oder lügen, 
sich strafbar machen.

e) Die Zusammensetzung der für die Wahrnehmung der einzelnen Gemeindeaufga­
ben zuständigen Ausschüsse muß die jeweilige politische Konstellation in den Räten 
widerspiegeln.

Mit dem Maßnahmenbündel von der Ausgabenkontrolle über die Poll Tax und hin zu 
Widdicombe hat sich der historisch langwierige Prozeß der Durchsetzung lokaler 
Autonomie im Vereinigten Königreich umgekehrt. Die Herausbildung von eigenständigen 
Institutionen auf kommunaler Ebene hatte sich zunächst ungeregelt und naturwüchsig 
vollzogen. Ihre lokalen Befugnisse wurden den Kommunalverwaltungen zuerst nicht durch 
eine national einheitliche Gesetzgebung zugewiesen. Örtliche Aufgaben und Entscheidun­
gen waren so nur in geringem Maße vergleichbar. Häufig waren sie das Ergebnis lokaler 
Initiativen (Private Local Bills). Erst die umfassende Neuordnung der Kommunalverwal­
tung Ende des 19 Jahrhunderts brachte eine stärkere Vereinheitlichung der Vielfalt lokaler 
Gremien und Zuständigkeiten und erst seit der zweiten Hälfte des 20.Jahrhunderts gilt 
auch bei der Wahl der Gemeindevertreter der Grundsatz "one man - one vote" (Sturm
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1987a).

Was in einem Staat ohne Verfassungstext, wie dem britischen bis heute unverändert blieb, 
ist aber die direkte Ableitung von Gemeindekompetenzen, ja der Existenzberechtigung von 
Gemeinden, von Parlamentsgesetzen. Nur auf diesem Wege ausdrücklich übertragene 
Aufgaben dürfen die Kommunalverwaltungen wahrnehmen. Die Souveränität des 
Parlamentswillens - und sei er auch nur das Produkt der Mehrheit einer Stimme - gilt 
absolut (Stallworthy 1989:24ff.). Die Autonomie der Kommunalverwaltungen, ebenso wie 
die Frage des Umfangs und des Modus ihrer Finanzierung, hängt an diesem seidenen 
Faden, auch wenn die Mehrzahl der Verteidiger der Gemeindeautonomie die Gemeinde­
autonomie selbst als Teil der ungeschriebenen britischen Verfassung betrachtet 
(Jones/Stewart 1985: Intro). Die Gemeinde in Großbritannien ist aus machtpolitischer 
Sicht kein gestalteter Lebenszusammenhang freier Bürger, was interessanterweise wie 
Umfragen belegen, deren große Mehrheit zu glauben scheint (Miller 1988:25ff.). Die 
Gemeinde ist in erster Linie eine administrative Bequemlichkeit der Zentralregierung, die 
in jedem Aspekt jederzeit, falls dies politisch opportun erscheint, zur Disposition steht - 
eine Tatsache, die gerade die Debatten um die kommunalen Reformen der Regierung 
Thatcher für viele schmerzlich wieder ins Gedächtnis gerufen haben.
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Tabelle 16: Die Neustrukturierung der Gemeindefinanzen

1. Auf Gemeindeebene 
erhobene Steuern (die 
Zentralregierung kann 
eine maximale Höhe der 
jeweiligen Steuer festle- 
gen)

2. Anteil dieser gemein­
deeigenen Einkünfte am 
Gesamteinkommen der 
Kommunen

3. Zuschüsse der Zentral­
regierung

"Rates'-System bis 1989 
bzw. 1990

Rates (= Steuern auf 
Immobilienbesitz). Jede 
Kom m unalverwaltung 
legt für die Immobilien 
von Unternehmen (non- 
domestic) und Privatper­
sonen (domestic rates) in 
ihrem Einzugsbereich 
einen entsprechenden 
Hebesatz fest (= rate 
poundage), der multi­
pliziert mit dem Mietwert 
die jährlich zu zahlenden 
Rates ergibt.

England: 56%; Wales: 
35%; Schottland: 45%.

zweckgebundene:
a. ) specific grants, z.B. 
zur Finanzierung der 
Polizei
b. ) supplementary grants, 
z.B. zur finanziellen 
Unterstützung des Perso­
nennahverkehrs

Einnahmen ergänzende:
c. ) domestic rate relief 
grant zur Minderung der 
R ates-B elastung  des 
lokalen Steuerzahlers
d. ) block grant zum 
Schließen der verbleiben­
den Finanzierungslücken 
nach Gutdünken der 
Zentralregierung

Toll Tax'-System

Jede Kommunalverwal­
tung legt einen Steu­
erbetrag fest (comm­
unity charged der in 
gleicher Höhe von allen 
Erwachsenen zu entrich­
ten ist. Die Kommunen 
erhalten zusätzlich ent­
sprechend ihrer Bevölke­
rungszahl einen Anteil 
aus der in ihrer Höhe 
national einheitlichen 
(vor Ort eingezogenen) 
Unternehm ensbesteue­
rung (uniform business 
rate).

England: 25%; Wales: 
15%; Schottland: 20%.

a. ) specific grants

b. ) standard grant ( = für 
alle Gemeinden festge­
legter Zuschuß je Ein­
wohner für öffentliche 
Dienstleistungen

(revenue support grant 
als Bestandteil des Stan­
dard bzw. needs grant)

c.) needs grant nach der 
Definition der lokalen 
Bedürfnisse durch die 
Zentralregierung
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